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9 8 . Bundesgesetz: Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses für 1978
(NR: GP XV AB 234 S. 25.)

99. Bundesgesetz: Gewährung eines Kredites der Oesterreichischen Nationalbank an die tür-
kische Notenbank
(NR: GP XV RV 97 AB 180 S. 25. BR: AB 2118 S. 393.)

1 0 0 . Verordnung: Verwendung der in Disziplinarverfahren verhängten Geldstrafen und Geld-
bußen

101. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 67 c Wetzelsdorfer Straße im Bereich
der Stadt Graz

1 0 2 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die tarifmäßige Festlegung der Gebühren
für die von den Bundesanstalten für Lebensmitteluntersuchung vorzuneh-
menden Untersuchungen und Begutachtungen

1 0 3 . Kundmachung: 2. Salinenarbeiter-Kundmachung 1979

9 8 . Bundesgesetz vom 21. Feber 1980
über die Genehmigung des Bundesrechnungs-

abschlusses für 1978

Der Nationalrat hat beschlossen:

Dem vom Rechnungshof dem Nationalrat
vorgelegten Bundesrechnungsabschluß der Repu-
blik Österreich für das Jahr 1978 wird die Ge-
nehmigung erteilt.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Sekanina Salcher
Lanc Broda Rösch Haiden
Weißenberg Sinowatz Lausecker

99. Bundesgesetz vom 21. Feber 1980
über die Gewährung eines Kredites der
Oesterreichischen Nationalbank an die tür-

kische Notenbank

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Oesterreichische Nationalbank wird
ermächtigt, der türkischen Notenbank (Türkiye
Cumhuriyet Merkez Bankasi) einen Kredit in
Höhe von 15 Mill. US-Dollar mit einer Laufzeit
von 20 Jahren (5 Jahre tilgungsfrei) sowie einer
Verzinsung in Höhe von 4 v. H., gerechnet pro
Jahr, zu gewähren.

§ 2. Die Oesterreichische Nationalbank ist
berechtigt, ihre aus diesem Kredit entstehende

Forderung als Deckung des Gesamtumlaufes (§ 62
Abs. 1 des Nationalbankgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 184) in ihre Aktiven einzustellen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lausecker

1 0 0 . Verordnung des Bundesministers für
Auswärtige Angelegenheiten vom 25. Feber
1980 über die Verwendung der in Diszipli-
narverfahren verhängten Geldstrafen und

Geldbußen

Auf Grund des § 127 Abs. 3 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird
verordnet:

Geldstrafen und Geldbußen, die nach § 92
Abs. 1 Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 über
Beamte aus dem Planstellenbereich des Bundes-
ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
verhängt worden sind, hat der Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten unter sinngemäßer
Anwendung des § 23 Abs. 4 Gehaltsgesetz 1956,
BGBl. Nr. 54, zur Linderung von Notlagen zu
verwenden, in die Beamte des Planstellenbereiches
unverschuldet geraten sind.

Pahr
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1 0 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 25. Feber 1980
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 67 c Wetzelsdorfer Straße im

Bereich der Stadt Graz

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/
1978 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 67 c
Wetzelsdorfer Straße wird im Bereich der Stadt
Graz wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 5,425, verläuft in gestreckter Linienfüh-
rung in östliche Richtung, quert die Münzgra-
benstraße und endet bei km 6,158.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung sowie beim Magistrat der Stadt Graz
aufliegenden Planunterlage (Planzeichen BO-67 c-
01; Maßstab 1 : 625) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
der aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Sekanina

1 0 2 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 25. Feber
1980, mit der die Verordnung über die tarif-
mäßige Festlegung der Gebühren für die von
den Bundesanstalten für Lebensmittelunter-
suchung vorzunehmenden Untersuchungen

und Begutachtungen geändert wird

Auf Grund des § 42 Abs. 5 des Lebensmittel-
gesetzes 1975, BGBl. Nr. 86, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung, BGBl. Nr. 437/1977, über
die tarifmäßige Festlegung der Gebühren für die
von den Bundesanstalten für Lebensmittelunter-
suchung vorzunehmenden Untersuchungen und
Begutachtungen wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Ein Punkt der in der Anlage festgelegten

Gebührentarife entspricht dem Betrag von
11,50 S."

Artikel II

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. April 1980
in Kraft.

(2) Auf Proben, die vor dem 1. April 1980
eingereicht worden sind, findet diese Verordnung
keine Anwendung.

Salcher

1 0 3 . Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen vom 27. Feber 1980, mit der
die Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968 geän-
dert wird (2. Salinenarbeiter-Kundmachung

1979)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 21. Feber 1980 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968, BGBl.
Nr. 264, in der Fassung der 2. Salinenarbeiter-
Kundmachung 1978, BGBl. Nr. 637, wird wie
folgt geändert:

1. § 1 hat zu lauten:
„Diese Lohnordnung gilt für die Arbeiter des

Bundes, die gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 des Salz-
monopolgesetzes, BGBl. Nr. 124/1978, auf die
Dauer ihres Dienststandes der Österreichischen
Salinen Aktiengesellschaft zur Dienstleistung zu-
gewiesen sind (im folgenden Salinenarbeiter ge-
nannt)."

2. Im § 6 entfällt beim Abs. 1 die Absatzbe-
zeichnung, Abs. 2 wird ersatzlos aufgehoben.

3. Im § 8 Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung
des Art. I Z 2 der 2. Salinenarbeiter-Kund-
machung 1971, BGBl. Nr. 451, ist die Zahl „42"
durch die Zahl „40" zu ersetzen.

4. § 9 Abs. 1 hat zu lauten:
„Für Arbeitsstunden der Normalarbeitszeit, die

zufolge der Bestimmungen des Feiertagsruhege-
setzes 1957, BGBl. Nr. 153, ausfallen, erhält der
Salinenarbeiter den vollen Lohn (Soziallohn).
Durch einen gesetzlichen Feiertag, der auf einen
nach dem für den einzelnen Salinenarbeiter maß-
geblichen Schichtturnus dienstfreien Tag fällt,
wird kein Lohnanspruch begründet. Ist der ge-
setzliche Feiertag zugleich ein Sonntag und wird
dem Schichtturnus gemäß an diesem Tag gear-
beitet, so gebührt neben dem anfallenden Ar-
beitslohn die Feiertagsentlohnung (Soziallohn)
für die schichtturnusmäßige Arbeitszeit. Wird
jedoch an diesem Tag nicht gearbeitet, so ge-
bührt für die schichtturnusmäßige Arbeitszeit
nur die Feiertagsentlohnung."

5. Im § 12 wird der Ausdruck „errechnet aus
dem Durchschnittslohn des vergangenen Jahres"
durch den Ausdruck „(Soziallohn)" ersetzt.

6. Im § 13 Abs. 1 erster Satz in der Fassung
des Art. I Z 3 der 2. Salinenarbeiter-Kund-
machung 1978, BGBl. Nr. 637, hat der Aus-
druck „errechnet aus dem Durchschnittslohn des
vergangenen Jahres," zu entfallen.

7. § 14 in der Fassung des Art. I Z 2 der
2. Salinenarbeiter-Kundmachung 1974, BGBl.
Nr. 689, wird ersatzlos aufgehoben.
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Artikel II

1. Die Lohntafel (Anlage zur Salinenarbeiter-
Lohnordnung 1968, BGBl. Nr. 264, in der Fas-
sung des Art. II Z 1 der 2. Salinenarbeiter-Kund-
machung 1978, BGBl. Nr. 637) hat zu lauten:

2. Die in Z 1 enthaltenen Lohnsätze sind auf
Dienstleistungen anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 1979 erbracht werden. In der Zeit
bis 31. Dezember 1979 geleistete Dienste sind
nach der Lohntafel in der Fassung des Art. II
Z 1 der 2. Salinenarbeiter-Kundmachung 1978,
BGBl. Nr. 637, abzugelten.

Artikel III

Diese Kundmachung tritt am 1. Jänner 1980
in Kraft.

Androsch
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